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Recht

Von Claudia Leyendecker und 

Dr. Florian Wipping

Die schriftliche Begründung für das
CMS-Spread-Ladder-Swap-Urteil
des BGH liegt jetzt vor. Kommu-
nen, die mit komplexen Swap-Ge-
schäften Schiffbruch erlitten haben,
können sich Hoffnung auf Scha-
densersatz machen. Doch die Ver-
jährung der Ansprüche droht.

Z
ahlreiche Kommunen und mittel-
ständische Unternehmen haben in
den vergangenen Jahren auf Emp-

fehlung ihrer Banken hochspekulative Fi-
nanzprodukte erworben. Der Bankensenat
des Bundesgerichtshofs (BGH) hat in ei-
ner Entscheidung vom 22. März 2011
(Az.: XI ZR 33/10) einem mittelständi-
schen Unternehmen für Waschraumhygie-
ne, der Firma Ille, Schadensersatz gegen
die Deutsche Bank wegen Verletzung von
Beratungspflichten im Zusammenhang
mit dem Erwerb eines von dieser konzi-
pierten sogenannten CMS Spread Ladder
Swaps zugesprochen. Nachdem bereits die
Verkündung der Entscheidung großes Auf-
sehen und Spekulationen über die Trag-
weite ausgelöst hatte, wartete die gesamte
Branche auf die schriftliche Urteilsbe-
gründung, die nunmehr vorliegt. 

Als Vorinstanz zum BGH hatte das OLG
Frankfurt (Urteil vom 30. Dezember 2009
– 23 U 175/08) die Klage des Unterneh-
mens abgewiesen. Die Bank, die das Pro-
dukt konstruierte und verkaufte, habe ihre
Beratungspflichten nicht verletzt. Die Be-
ratung sei anleger- und objektgerecht ge-
wesen. Auf Seiten des Unternehmens hatte
eine Diplom-Volkswirtin als Prokuristin
an den Beratungsgesprächen teilgenom-
men. Von ihr habe man erwarten können,
dass sie die Struktur von Swap-Verträgen
und die mathematische Formel, die nicht
verheimlicht wurde, versteht. Aus Sicht
des OLG Frankfurt musste die Bank auch
nicht darauf hinweisen, dass der Vertrag
bei Abschluss einen negativen Marktwert

BGH-Urteil zu CMS Spread Ladder Swaps
Bahnbrechend neue Grundsätze oder Einzelfallentscheidung?

von 80.000 Euro aufwies. Dies bedeutete,
dass das Unternehmen am Markt 80.000
Euro hätte bezahlen müssen, wenn es un-
mittelbar nach Vertragsschluss seine Rech-
te und Pflichten aus dem Vertrag hätte ver-
äußern wollen. Dies sei lediglich eine
„Momentaufnahme“.

Der BGH sah das anders. Er hat die
Deutsche Bank verurteilt, den Schaden zu
ersetzen, der dem Unternehmen wegen der
Beteiligung an dem Spread Ladder Swap
entstanden ist. Aus den Fachkenntnissen
der Volkswirtin könne nicht auf Erfahrun-
gen mit Finanztermingeschäften geschlos-
sen werden. Die Bank hätte sicherstellen
müssen, dass bei dem Unternehmen die
Bereitschaft besteht, ein Geschäft abzu-
schließen, bei dem ein ruinöser Verlust je
nach der Zinsentwicklung eine realistische
Möglichkeit ist. Die Anforderungen an die
beratende Bank seien bei einem Produkt
wie dem CMS Spread Ladder Swap be-
sonders hoch und erforderten sicherzustel-
len, dass der Kunde bezüglich des Ge-
schäfts „den gleichen Kenntnis- und Wis-
sensstand“ hat wie die Bank. 

Der BGH sieht die wesentliche Pflicht-
verletzung der Bank in der nicht offenge-
legten Interessenkollision. Zwar sei offen-
sichtlich, dass eine Bank, die eigene Pro-
dukte verkauft, damit Geld verdiene. Inso-
weit müsse der Kunde nicht gesondert auf-
geklärt werden. Anderes gelte jedoch für
den besonderen Interessenkonflikt bei
dem Spread Ladder Swap. Die Bank ver-
dient hier nicht in erster Linie an z.B. Ver-
mittlungsprovisionen. Vielmehr wetten
Bank und Kunde miteinander, die Bank ist
selbst Vertragspartner. Je nach Zinsent-
wicklung bleibt per Saldo jährlich eine
Zahlungspflicht für den Kunden oder die
Bank. Als Beraterin des Kunden müsse die
Bank das Ziel verfolgen, einen möglichst
hohen Gewinn für den Kunden zu erzielen,
bei dem sie aber wiederum nach der Kon-
struktion des Produkts einen Verlust erlei-
de. Ihre Interessen stehen somit grundsätz-
lich den Interessen des Kunden entgegen.
Über diesen schwerwiegenden Interessen-
konflikt muss die Bank aufklären. Im vor-
liegenden Fall hätte das bedeutet, dass die
Bank das Unternehmen über den bewusst
strukturierten negativen Marktwert von
80.000 Euro hätte aufklären müssen, denn

diese Bewertung bildete die Grundlage für
Hedge-Geschäfte, mit denen die Bank ihr
Risiko aus dem Geschäft – einen dauerhaft
hohen Spread – absicherte. 

Auswirkungen auf die Praxis
Die Entscheidung des BGH kann für jene
Unternehmen und Kommunen die Hoff-
nung auf Schadensersatz begründen, die
komplexe Swap-Geschäfte abgeschlossen
haben, ohne dass sie zuvor durch eine Auf-
klärung über alle Risiken auf den gleichen
Kenntnis- und Wissensstand wie die Bank
gebracht worden sind und ihnen die kolli-
dierenden Interessen aufgezeigt wurden.
Das bedeutet aber nicht, dass bei sämtli-
chen Swap-Geschäften eine Beratungs-
pflichtverletzung vorliegt, insbesondere
wohl eher nicht bei Standardabsicherungs-
geschäften mit überschaubaren Risiken.
Aufgrund der Festschreibung der gestei-
gerten Beratungspflichten der Bank und
der Schutzwürdigkeit auch eines Unter-
nehmens, bei dem man grundsätzlich ei-
nen größeren Sachverstand in finanziellen
Fragen erwartet als bei Privatanlegern,
kommt dem Urteil eine grundsätzliche Be-
deutung für den Vertrieb von komplex
strukturierten Finanzprodukten im Allge-
meinen zu, wie z.B. von Zertifikaten, ins-
besondere wenn diese mit einem negativen
Marktwert starten. Hauptproblematik bei
der Durchsetzung von Ansprüchen wird
die Verjährung sein. Für die meisten An-
sprüche wird die dreijährige Verjährungs-
frist gelten, die mit dem objektiven Krite-
rium des Vertragsabschlusses zu laufen be-
ginnt. Bei einer vorsätzlichen Schädigung
des Kunden soll die Verjährungsfrist erst
mit der Kenntnis der den Anspruch be-
gründenden Umstände zu laufen beginnen.
Die Banken werden hier aber jeweils das
Vorliegen einer vorsätzlichen Schädigung
im Hinblick auf die bislang großzügigere
Rechtsprechungspraxis ablehnen. //
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…bei uns erfahren Sie, wer Sie bei den
anstehenden Projekten rechtlich gut beraten kann.
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PPP • IT

Die Fragen stellte Doris Hülsbömer

Peter Walter, Landrat a.D., bleibt
auch nach dem Ende seiner Amts-
tätigkeit im Visier seiner Kritiker.
Mehr als ein Jahr nach seinem
Wechsel werden ihm die finanziel-
len Folgen des PPP-Projekts Schu-
len im Kreis Offenbach vorgehalten.

Herr Walter, Sie haben während Ihrer

Zeit als Landrat PPP stark vorangetrie-

ben. Zu Ihren Projekten zählen das

PPP-Schulprojekt des Kreises Offen-

bach und das Haus des Lebenslangen

Lernens in Dreieich. Seit Anfang 2010

sind Sie Privatmann. Wie bewerten Sie

Ihr Engagement im Rückblick?

Das Engagement war positiv; darüber gibt
es keine Diskussionen. Der Zustand der

schulischen Infrastruktur war verheerend;
wir konnten nicht länger zuwarten. Wenn
der Kreis sich nicht zu einer PPP-Lösung
entschlossen hätte, wären wir heute noch
auf dem gleichen Stand wie vor zehn Jah-
ren. Auch die Privatisierung der Kreiskli-
niken hat sich im Nachhinein als sehr posi-
tiv herausgestellt. Beide Kliniken sind
nicht mehr defizitär; die Mitarbeiterent-
wicklung ist positiv.

Ihnen wird der Vorwurf gemacht, dass

der in Aussicht gestellte Wirtschaftlich-

keitsvorteil von 18 Prozent nicht er-

reicht wurde und dass die Betriebskos-

ten gegenüber der anfänglichen Ein-

schätzung deutlich gestiegen sind. Der

Regierungspräsident bemängelt erheb-

liche Kostensteigerungen gegenüber der

ursprünglichen Projektkalkulation.

Wir haben bei Vertragsabschluss die Rech-
nung beider Varianten bei einem Notar
versiegelt hinterlegen lassen, um im Nach-
hinein eine objektive Überprüfung zu er-
möglichen. Von der TU Darmstadt wird
das Projekt wissenschaftlich begleitet. Die
veranschlagten Ersparnisse sind im Bau-
bereich eingetreten, im Betrieb weniger.
Allerdings wäre von gestiegenen Kosten
im Betriebssegment auch eine konventio-
nelle Realisierung betroffen gewesen. Die
Baukosten sind fix gewesen, bis auf die
Mehrwertsteuer und Anpassungslasten.
Dazu zählen beispielsweise räumliche
Veränderungen für die Computernutzung
oder ein Ausbau im Hinblick auf die Nut-
zung der Schulen als Ganztagsschulen.
Auch der damals günstige Zinssatz wurde
festgeschrieben und ist nicht variabel.

Im Jahr 2002 war der Haushalt des

Kreises Offenbach ausgeglichen. In die-

sem Jahr kalkuliert der Kämmerer ein

Defizit von 107 Millionen Euro. Die

Fraktion der Grünen des Kreises Offen-

bach wirft Ihnen vor, Sie hätten die

Kreiskasse zum Pulverfass gemacht.

Ich kann mich gegen ideologisch motivier-
te Angriffe nicht wehren. Unserem Schritt
ging eine grundsätzliche, strategische Ent-
scheidung des Kreises voraus. Zwischen
80 und 90 Prozent des Kreistags haben
diese Entscheidung mitgetragen. Wir ha-
ben immer wieder gesagt, dass eine solche
Grundsatzentscheidung Umschichtungen
der Ausgaben nach sich ziehen wird. Für
uns war dies auch eine Investition in die
Zukunft des Kreises Offenbach, um ihn als
Bildungsstandort zu stärken. Das Einzige,
was wir zu bieten haben, sind gut ausgebil-
dete Menschen. Das ist unser Standortfak-
tor.

Mehr als 100 Delegationen aus Land-

kreisen, Städten und Gemeinden haben

das Schul-Projekt besichtigt. Dennoch

gab es keine Nachahmer im Hinblick

auf eine Gesamtsanierung aller Schulen

innerhalb eines Kreises oder einer Stadt

als PPP-Projekt. Warum nicht?

Weil sich niemand der Grundsatzdebatte
so gestellt hat, wie wir das getan haben.
Aber es hat natürlich Nachahmer in einem
kleineren Rahmen gegeben: In Nürnberg
wurden zwölf Schulen mit PPP saniert; in
Köln und Freiburg gibt es eine Reihe von
PPP-Verfahren. Auch erfordert ein Ge-
samtkonzept, wie wir es umgesetzt haben,
eine umfassende Vorarbeit. Wir haben im
Vorfeld zweieinhalb Jahre intensiv daran
gearbeitet. Im Jahr 2001 haben wir den
Kreistag gebeten, die Gesamtsituation im
kommunalen Immobilienmanagement zu
evaluieren. Das hat viel Wind gegeben.
Aber unser Projekt wurde politisch und
von den Schulen mitgetragen.

Wie lautet Ihre Einschätzung zu einer

möglichen Fortsetzung des PPP-Pro-

jekts Schulen im Kreis Offenbach und

ähnlicher Projekte anderswo?

Das kann ich heute nicht einschätzen. PPP
hat im vergangenen Jahr eine Delle be-
kommen. Mittlerweile werden aber wieder
viele Projekte diskutiert. Ob es eine Fort-
setzung geben wird, hängt von vielen
schwer vorhersehbaren Faktoren ab. Dazu
zählen die Zins- und Kostenentwicklung,
auch die Geschwindigkeit der gesell-
schaftlichen Veränderungen. Wichtig ist
darüber hinaus die Frage, wer der
Schulträger ist. //

„PPP hat eine Delle“
PPP-Pionier Peter Walter in der Kritik
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in dieser ausgabe:
e d i t o r i a l

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
trotz erfolgreicher Projekte sind die Kom-
munen und anderen öffentlichen Auftrag-
geber derzeit zurückhaltend mit der Pla-
nung weiterer öffentlich-privater Partner-
schaften. Stattdessen wurden mit den Mit-
teln des Konjunkturpakets erforderliche
Maßnahmen – möglichst noch außerhalb
des Vergaberechts – beauftragt. Diese Vor-
gehensweise hat allerdings mit einer nach-
haltigen Investitionsstrategie im öffentlichen

Sektor nichts zu tun.
Gut beraten ist, wer langfristig denkt und
nicht nur kurzfristige Einsparungen im Blick
hat. Investitionsmodelle, die dem Lebens-
zyklusgedanken Rechnung tragen, sind ge-
fragt. Anregungen auch für neue Bereiche
finden Sie in dieser Ausgabe des P-Newslet-

ters, der sich erstmals überdies in einem
neuen Gewand zeigt.

Eine anregende Lektüre wünscht Ihnen
Dr. Christian Scherer-Leydecker

? Herr Drautz, in Baden-Württemberg eta-
bliert sich ÖPP relativ geräuschlos. In an-

deren Bundesländern gibt es mitunter hefti-

ge Proteste. Was machen Sie anders?! Ein ganz wichtiger Grund für die positive
Entwicklung ist, dass sich die Landesregie-

rung von Beginn an eine breite Beteiligung

von Handwerk und Mittelstand bei ÖPP zum

Ziel gesetzt hat. Dazu hat das Wirtschaftsmi-

nisterium als erstes Ministerium in Deutsch-

land einen Praxisleitfaden mit mittelstands-

freundlichen Empfehlungen für die Kommu-

nen veröffentlicht.Nach einer Studie derUniversitäten Stuttgartund Karlsruhe sind dasHandwerk und derMittelstand mit den untersuchten PPP-Pro-

jekten zufrieden.

?Wie steht die baden-württembergische
Landesregierung zu ÖPP?!Auftrieb erfährt ÖPP vor allem dadurch,

dass es für die öffentliche Seite aus finan-

ziellen Gründen notwendig ist, sich neuen

Beschaffungsvarianten gegenüber zu öff-

nen. Die Landesregierung begleitet diese

Entwicklung aktiv und hat durch eine Ver-

besserung der Rahmenbedingungen zum Er-

folg von ÖPP in Baden-Württemberg beige-

tragen. So wurden zum Beispiel Hindernisse

für ÖPP im Bereich des Landesförderrechts

bei Infrastrukturvorhaben der Kommunen

oder im Bereich des Gemeindewirtschafts-

rechts beseitigt.

? In Baden-Württemberg gibt es aktuell 22
Projekte. Welche von denen würden Sie

besonders herausstellen, die bereits die Pra-

xisphase durchlaufen?! Ein gelungenes ÖPP-Projekt im Bereich
Schul- und Sporthallen setzt aktuell die

Stadt Eppelheim bei Heidelberg um, vor al-lem auch, weil hier dasregionale Handwerkund der Mittelstandbesonders berücksich-tigt werden. Der Ab-

schluss der Baumaßnahmen mit einem Volu-

men von insgesamt rund 20 Millionen Euro

ist für April vorgesehen.Im Gesundheitsbereich ist das Gesundheits-

zentrum in Ostfildern-Ruit im Landkreis Ess-

lingen ein Projekt mit Beispielcharakter. Das

Gesundheitszentrum wird derzeit auf der Ba-

sis einer öffentlich-privaten Partnerschaft für

rund 44 Millionen Euro gebaut und soll unter

anderem OP-Säle, eine zentrale Notaufnah-

me, eine Intensivstation, Patientenzimmer

und Behandlungsräume sowie einen Hub-

schrauberlandeplatz und eine Tiefgarage

beinhalten.

p r o j e k t e  m i t  v o r z e i g e c h a r a k t e rStetiger Aufwärtstrend Interview mit Staatssekretär Richard Drautz, Wirtschaftsministerium Baden-

Württemberg, Vorsitzender der ÖPP-Initiative der Landesregierung

„Bei Projekten mit hohen Auslas-
tungsrisiken muss auf eine faire

 Risikoverteilung geachtet werden.“

�
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Von Matthias Specht

Seit zwei Jahren setzt die Stadt
Frankfurt auf ein selbstentwickeltes
SAP-Portal. Zwischenbilanz: Der
Belegtourismus in den Ämtern ist
vorbei, die Implementierungskos-
ten haben sich bereits amortisiert.

D
ie Stadtverwaltung in Frankfurt
am Main wickelt ihre finanzwirt-
schaftlichen Prozesse stark dezen-

tral ab – bis vor zwei Jahren allerdings oh-
ne EDV-Unterstützung. Bis dahin wurden
Zahlungsanordnungen auf Papiervordru-
cken erzeugt und an das Kassen- und Steu-
eramt geschickt. Das führte zu einem „Be-
legtourismus“ in den Ämtern, der durch
Fehler bei der Belegerfassung noch ver-
stärkt wurde. Folge: lange Durchlaufzeiten
bei der Rechnungsbearbeitung und ein ho-
her Prüf- und Korrekturaufwand der Be-
legbuchungen.

Zwei Jahre nach Einführung der Dop-
pik und SAP zum 1. Januar 2007 begannen
erste Überlegungen, um die Prozesse zu
beschleunigen. Ein möglichst einfaches
Werkzeug, das direkt ohne Medienbruch
auf SAP aufsetzt, sollte die Arbeit in den
Ämtern unterstützen und die Akzeptanz
von SAP als stadtweitem Buchungsverfah-
ren erhöhen. Gleichzeitig sollte ein sys-
temseitiger Workflow zur Beachtung des
Vier-Augen-Prinzips in den Ämtern einge-
führt werden. Die dezentrale Rechnungs-
bearbeitung sollte zunächst weitgehend

beibehalten werden. Die Buchungsqualität
sollte unter diesen Änderungen aber nicht
leiden, so die Vorgabe.

Eine Arbeitsgruppe erarbeitete daraus
die Anforderungen an die Software und
entwickelte ein internetbasiertes Erfas-
sungstool auf Basis der SAP-Plattform.
Technische Voraussetzung dafür war der
Umstieg von SAP R/3 4.7 auf ERP 6.0.
Mit dieser Eigenentwicklung im Umfeld
des SAP-Standards können die Geschäfts-
prozesse der kreditorischen Rechnungsbe-
arbeitung abgebildet werden. Eine separa-
te Belegfreigabefunktion stellt systemsei-
tig das Vier-Augen-Prinzip sicher. Die
Entwicklung dieser Lösung war von An-
fang an von der Maßgabe bestimmt, auch
einem nicht versierten SAP-Anwender die
Vorerfassung einer kreditorischen Rech-
nung auf einer einzigen Bildschirmmaske
zu ermöglichen. Geschultes Personal prüft
und autorisiert den Beleg anschließend.
Um den Anwendern die tägliche Arbeit zu
erleichtern, wurde beispielsweise die Bud-
getüberwachung auf Bestellscheinbasis
mit in die Erfassungsmaske aufgenom-
men. Eine übersichtliche Darstellung er-
möglicht dem Sachbearbeiter eine einfa-
che Verfolgung der Belegänderungshisto-
rie. Nach Abschluss der Entwicklung und
umfangreichen Funktionstests wurde das
Kassen- und Steueramt als „Pilot“ für die
neue Anwendung ausgewählt. 

In vier Monaten zum Ziel
Hauptaufgabe bei der Einführung der kre-
ditorischen Rechnungserfassung war, zu-
nächst sämtliche kreditorischen Ge-

schäftsprozesse aufzunehmen und den Ab-
lauf unter Einbeziehung der entwickelten
Lösung möglichst effizient zu organisie-
ren. Dies dauerte vier Monate, die Anwen-
derschulung lediglich einen Tag. Am 1. Ju-
li 2009 erfolgte der Produktivstart. 

Schnell zeigte sich, dass das Hauptziel,
die Rechnungserfassung zu beschleunigen
und zu vereinfachen, voll erreicht wurde.
Durch die dezentrale Eingabe in den Äm-
tern sind Doppelerfassung und Belegtou-
rismus Geschichte, das SAP-Portal erfährt
hohe Akzeptanz. So wird die Rechnungs-
bearbeitung von allen Anwendern als deut-
lich schneller und einfacher eingeschätzt,
wie Nutzerumfragen ergeben haben. Auch
die Möglichkeit, Rechnungen sehr kurz-
fristig zahlbar machen zu können, wird po-
sitiv bewertet. Fehlerquellen seien mini-
miert worden, und der Stand der Rech-
nungsbearbeitung lasse sich jederzeit
nachvollziehen. Auch die einfache Hand-
habung der Erfassungsmasken wird ge-
lobt, das Nachschlagen in Schulungshand-
büchern sei weitgehend entbehrlich ge-
worden. Auch von zentraler Seite gilt das
Projekt als Erfolg, da die internetbasierte
Lösung mit weniger Installations- und
Wartungsaufwand verbunden ist. So haben
sich die Entwicklungs- und Implemen-
tierungskosten rasch amortisiert. //

Matthias Specht ist Leiter des externen

Rechnungswesens und des SAP-Kompe-

tenzzentrums in der Kämmerei der Stadt

Frankfurt am Main.

matthias.specht@stadt-frankfurt.de

Schnellere Rechnungserfassung
Frankfurt am Main setzt auf selbstentwickelte IT-Lösung

PPP-Projekte im Kreis Offenbach

Der Kreis Offenbach kalkuliert dieses Jahr mit einem Defizit in Höhe von 107 Mil-
lionen Euro. Im Jahr 2002 war der Kreishaushalt noch ausgeglichen. Der Regie-
rungspräsident Johannes Baron genehmigte den defizitären Haushalt mit einer
Mahnung: „Die äußerst angespannte Haushalts- und Finanzlage wird zunehmend
auch durch das Schulbau-/Schulsanierungs- und Schulbewirtschaftungspro-
gramm verursacht [.…]. Der Kreishaushalt wird [durch Kostenüberschreitungen]
nicht nur erheblich, sondern auch nachhaltig belastet.“ Initiator des bis heute
größten deutschen PPP-Schulprojekt-Programms war Peter Walter, Landrat a.D.
Er war von Anfang 1998 bis 2010 Landrat des Kreises Offenbach. Die Schulsa-
nierung begann im Jahr 2001, nachdem der Kreis den Grundsatzbeschluss einer
PPP-Lösung gefasst hatte. Ab Oktober 2004 wurden innerhalb von etwa sechs
Jahren alle 90 Schulen des Kreises saniert. Im Interview bewertet Peter Walter
sein Eintreten für das PPP-Schulprojekt trotz des Gegenwinds im Rückblick als
Erfolg. //

Kein Lehrstück: Das PPP-Projekt „Haus des Lebenslangen Lernens“ in Dreieich fand bisher keine Nach-
ahmer. 
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Immobilien

Von Vanessa Wilke

Der Dresdner Stadtrat hat ent-
schieden: Die Landeshauptstadt
will Klage gegen Gagfah einrei-
chen. Der Immobilienkonzern soll
beim Verkauf der früher kommuna-
len Wohnungen das vereinbarte
Vorkaufsrecht für Mieter nicht be-
folgt haben. Die Schadenssumme
könnte sich auf 1,06 Milliarden
Euro belaufen.

Z
iemlich genau fünf Jahre nach der
Privatisierung ihrer städtischen
Wohnungsbaugesellschaft WOBA

zieht die Landeshauptstadt Dresden gegen
den damaligen Käufer, den Immobilien-
konzern Gagfah, vor Gericht. Die Stadt
wirft Gagfah vor, gegen eine in der Sozial-
charta festgelegte Regelung verstoßen zu
haben. Die Charta beinhaltet u.a. eine An-
dienungspflicht, wonach Gagfah bei der
Veräußerung ganzer Häuser den Mietern
die Wohnungen mit 15 Prozent Preisnach-
lass anbieten muss. Die Landeshauptstadt
Dresden vertritt die Auffassung, dass Gag-
fah dieser Pflicht nicht nachgekommen
sei. Aufgrund des laufenden Verfahrens
wollte sich die Stadtverwaltung zu weite-
ren Details nicht äußern. 

Die fälligen Vertragsstrafen könnten
sich rechnerisch auf 1,06 Milliarden Euro
summieren. Ein solches Urteil würde den
ohnehin bereits finanziell angeschlagenen

Immobilienkonzern unmittelbar in die In-
solvenz führen. Zwar erscheint es auf den
ersten Blick eher unwahrscheinlich, dass
ein deutsches Gericht auf eine solche
Schadenssumme verurteilt. Um eine Klage
abwenden zu können, soll Gagfah der Lan-
deshauptstadt aber direkt 50 Millionen
Euro als Vergleichssumme angeboten ha-
ben. Das würde klar darauf hindeuten,
dass der Immobilienkonzern einiges zu be-
fürchten hat. „Wenn Gagfah freiwillig 50
Millionen Euro angeboten hat, ist noch
viel offen“, bestätigt Dirk Kronsbein,
Fachanwalt für Verwaltungsrecht der So-
zietät Wolter Hoppenberg. Gleichzeitig
warnt er: „Sollte die Schadenssumme
Gagfah in die Insolvenz führen, käme das
ganze früher städtische Immobilienpaket –
vorbehaltlich etwaiger wirksamer Vor-
kaufsrechte – wieder auf den Wohnungs-
markt. Dann wären der Stadt die Immobi-
lien völlig aus der Hand genommen. Die
Sozialcharta hätte keine Wirkung mehr.“
Der Dresdner Megadeal hätte dann end-
gültig seinen Zauber verloren.

Dresdner Befreiungsschlag
Als die deutsche Tochtergesellschaft des
US-Finanzinvestors Fortress im Frühjahr
2006 48.000 städtische Wohnungen ge-
kauft hatte, blickten die Dresdner Bürger
und auch viele Bürgermeister und Käm-
merer anderer Kommunen mit sehr viel
Überraschung und Anerkennung auf das,
was die Landeshauptstadt unter der Feder-
führung von Finanzbürgermeister Hartmut
Vorjohann mit Gagfah vereinbart hatte.
Der Verkaufserlös von 982 Millionen Euro

schien hoch zu sein, und noch nie hatte es
so starke Regeln zum Schutz der Mieter
bei Wohnungsprivatisierungen gegeben.
Vorjohann war es gelungen, das Stadtpar-
lament für die Sache zu gewinnen – nicht
zuletzt weil Dresden dieses Geld damals
dringend benötigte: Die Kommunalauf-
sicht hatte den Haushaltsplan im Mai 2005
abgelehnt. Ohne gesicherten Haushalt hät-
te der Freistaat keine investiven Förder-
mittel mehr zur Verfügung gestellt. Der
Stadt drohte die Handlungsunfähigkeit.
Die Privatisierung der WOBA kam einem
Befreiungsschlag gleich. Dresden konnte
sich vollständig entschulden.

Dass dieser finanzielle Erfolg auch eine
Schattenseite haben würde, war sicherlich
zu erwarten. Prof. Dr. Georg Hirte vom In-
stitut für Wirtschaft und Verkehr der Tech-
nischen Universität Dresden hatte bereits
im Juni 2006 in dieser Zeitung einen Kom-
mentar zum WOBA-Verkauf veröffent-
licht. Darin problematisierte er die Tatsa-
che, dass Dresden die gesamten Anteile an
Gagfah veräußert hat, statt sie auf mehrere
Investoren zu verteilen. Damit habe sie
dem Investor Monopolrenten zugestanden
und sich einen höheren Verkaufserlös gesi-
chert. Darüber hinaus könne der private
Investor höhere Mieten durchsetzen und
die räumliche Verteilung von Investitionen
und Nichtinvestitionen nach wirtschaftli-
chen Maßstäben statt nach stadtplaneri-
schen Vorgaben vornehmen. In seinem Fa-
zit fasste Hirte damals zusammen: „Der
Verkauf ist aus finanzieller Sicht ein gro-
ßer Erfolg, ist sozialpolitisch abgefedert
und wird zu stärkeren Investitionen im

Dresden zieht gegen Gagfah vor Gericht
Landeshauptstadt klagt wegen Verstoßes gegen Sozialcharta – BaFin ermittelt wegen Insiderhandel

mittleren Marktsegment führen. Es ist aber
zu befürchten, dass dies, vor allem infolge
des Verzichts auf eine Aufteilung der WO-
BA, durch einen geringen Wettbewerb,
höhere Mieten sowie eine verstärkte Ghet-
toisierung von finanzschwachen Haushal-
ten in einigen wenigen, zunehmend verfal-
lenen Stadtvierteln erkauft worden ist.“

Schlechte Stimmung 
Mit dieser Prognose hat Hirte aus heutiger
Sicht sehr gut gelegen. Die Dresdner Gag-
fah-Mieter beklagen Mietsteigerungen,
Sanierungsstau, Abriss von Wohnungsblö-
cken und Wohnungsverkäufe in den besten
Lagen – wie z.B. der Prager Zeile. Die
Stimmung unter den Mietern und besorg-
ten Mitbürgern der Stadt ist schlecht. Be-
richte von katastrophalen Zuständen in
den Wohnungen lassen den Immobilien-
konzern Gagfah als verantwortungslose
Heuschrecke dastehen. So zeigte Das Ers-
te in seiner Sendung Monitor im Februar
und April dieses Jahres vergammelte Gag-
fah-Wohnungen in Hamburg und Solingen
mit einem Sanierungsstau, der Gefahren
für das Leben der Mieter bedeutete.

Hirte vermutet, dass es sich bei den be-
schriebenen Fällen von mangelhafter Sa-
nierung um Einzelfälle handelt, die hoch-
gekocht werden. „Es sind in Dresden Pro-
bleme eingetreten, die andere Städte im-
mer haben, weil sie einen höheren Anteil
privatwirtschaftlicher Wohnungsunterneh-
men haben und seit jeher hatten. Dresden
war da vor dem Verkauf der WOBA an
Gagfah ein Paradies“, sagt Hirte. Das Pro-
blem, das Dresden nun habe, bestehe vor
allem darin, dass ein großes Unternehmen
alles halte. Aber unter dem Strich könne
man immer noch sagen, dass der Verkauf
für die Stadt ein finanziell großer Erfolg
war – wenn er auch zum Nachteil der Mie-
ter war. „Die Vorteile für die Stadt und ih-
re Bürger dürften aber unter dem Strich
noch überwiegen“, so der Ökonom.

Säbelrasseln  
Die Tatsache, dass sich die Klage der Stadt
allein auf die versäumte Andienungs-
pflicht stützt, untermauert Hirtes Verdacht.
Hätte Gagfah gegen Regelungen zu Miet-
erhöhungen und Sanierungspflichten ver-
stoßen, hätte die Landeshauptstadt ihre
Vorwürfe ausgeweitet. Fraglich ist, wie
schwerwiegend der Verstoß gegen die An-
dienungspflicht unter sozialen Gesichts-
punkten zu bewerten ist. „Die wenigsten
Mieter hätten das Geld gehabt, um zu kau-
fen. Das Problem dürfte also für die Stadt
nicht so wesentlich sein“, meint Hirte. Die
Stadt stehe aber unter einem erheblichen
Druck. „Politik und Verwaltung haben nun
die Gelegenheit, etwas auszurichten. Sie
können damit gegenüber den Bürgern zei-
gen, dass sie für sie eintreten und keine
Auseinandersetzung scheuen“, so Hirte.
Zudem habe Dresden sicherlich auch ein
finanzielles Interesse an der Klage.

Diese Meinung teilt auch Dirk Krons-
bein. Der Fachanwalt für Verwaltungs-
recht beschreibt das Verhalten der
Dresdner als Säbelrasseln. Die Verwal-
tungsspitze demonstriere mit ihrer Klage
Gagfah und den Bürgern der Stadt, dass sie
keine Scheu habe, den Konflikt mit der
US-Investorengruppe Fortress aufzuneh-
men. Kronsbein hält den Zeitpunkt der
Klage auch nicht für zufällig: „Der allge-
meine Trend der Rekommunalisierung
dürfte der Landeshauptstadt in die Hand

spielen.“ Man müsse sich auch mal die
Frage stellen, warum das Ganze jetzt
hochkoche – nachdem fünf Jahre ins Land
gezogen seien. Gab es vorher kein echtes
Vertragscontrolling?

Management in Verruf
Das Gagfah-Management ist in den ver-
gangenen Monaten sehr in Verruf geraten.
Am schwersten wiegt der Verdacht des In-
siderhandels. Die BaFin ermittelt gegen
Gagfah-Vorstand William Brennan. Er soll
Anfang Februar eigene Gagfah-Aktien in
Millionenhöhe auf den Markt gebracht ha-
ben – etwa einen Monat, bevor Dresden
offiziell ankündigte, Klage gegen das Un-
ternehmen einzureichen. Der Kurs der Ak-
tie brach seit März um knapp 30 Prozent
ein. Wie die Financial Times Deutschland
(FTD) am 5. Mai berichtete, wenden sich
nun auch Fondsmanager von Gagfah ab.
Sprecher der Fondsgesellschaften DWS
und Allianz Global Investors bestätigten
der FTD, keine Gagfah-Papiere mehr zu
halten. Aus Geschäftsberichten der Fonds -
anbieter gehe hervor, dass die Fonds Ende
vergangenen Jahres noch Gagfah-Aktien
im Wert von einigen Millionen Euro besa-
ßen. Dem Bericht nach sind die Fondsma-
nager mit dem Gagfah-Management unzu-
frieden. Brennan kapsle das Unternehmen
von der Öffentlichkeit ab. Zudem führt ein
Fondsmanager an, dass Gagfah den frühe-
ren Fortress-Deutschlandchef Matthias
Moser nach Dresden geschickt habe, der in
einem Interview drohte, es werde zu einem
„Blutbad“ kommen, wenn die Stadt tat-
sächlich klage.

Zwar seien die Vorwürfe der versäum-
ten Andienungspflicht und des Insiderhan-
dels rechtlich vollkommen getrennt vonei-
nander zu sehen, das Ganze habe aber
schon ein Gschmäckle, findet Kronsbein.
„Wenn ein Unternehmen erst einmal ange-
schossen ist, ist das keine gute Vorausset-
zung für eine Gerichtsverhandlung. In ei-
nem Verfahren wird medienwirksam auch
die Unternehmenskultur zur Sprache kom-
men, so der Rechtsanwalt. Jeder versucht,
seinen Gegner möglichst schlecht ausse-
hen zu lassen. Sollten Gagfah und Dresden
sich nicht im Rahmen eines Vergleichs ei-
nigen, ist damit zu rechnen, dass das Ver-
fahren mehrere Instanzen durchläuft und
erst in einigen Jahren feststehen wird, wer
am Ende besser aussieht. //

v.wilke@derneuekaemmerer.de

Das Immobilienunternehmen Gagfah in Dresden-
Südwest 
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Sandra Kombolcha, Projektmanagerin Events, 
FINANCIAL GATES GmbH, Bismarckstraße 24, 61169 Friedberg
Telefon: 0 60 31 / 73 86 - 26, Telefax: 0 60 31 / 73 86 - 29
E-Mail: s.kombolcha@derneuekaemmerer.de

www.derneuekaemmerer.de
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Immobilien

Von Dr. Norbert Irsch

Klimawandel und Umweltschutz,
demographischer Wandel und Bil-
dung stellen die Kommunen vor
schwierige Aufgaben. In welchen
Bereichen sie besonders stark in-
vestieren wollen, hat die jüngste
Befragung des KfW-Kommunal -
panels ergeben.

D
ringend gebotene Investitionen in
den zukunftsgerechten Umbau der
sozialen, ökonomischen und ins-

besondere energiewirtschaftlichen Infra-
struktur zu tätigen, erweist sich angesichts
der gegenwärtigen Situation der öffentli-
chen Haushalte als mehr als schwierig.
Mit einem Anteil von etwa 60 Prozent an
den öffentlichen Investitionen kommt den

Städten und Gemeinden eine besondere
Rolle zu. Sie sind Weichensteller für die
Zukunftsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft und Gesellschaft. Die Frage, welche
Priorität die Kommunen den Investitions-
bereichen beimessen, ist daher von zentra-
ler Bedeutung.

Ordnet man die kommunalen Investiti-
onsbereiche den „Megathemen“ Klima-
wandel/Umweltschutz, demographischer
Wandel und Wissensgesellschaft/Bildung
zu, so zeigt sich, dass der Investitionsbe-
darf von den beim KfW-Kommunalpanel
befragten kommunalen Entscheidungsträ-
gern sehr differenziert beurteilt wird. So
wird vor allem den Themen Wissensge-
sellschaft/Bildung und Klimawandel/Um-
weltschutz mittelfristig ein großer Stellen-
wert zugeschrieben. Innerhalb des The-
menblocks Wissensgesellschaft/Bildung
steht das Investitionsfeld Kinderbetreuung
und Schulen im Vordergrund, dem 86 Pro-
zent der befragten Kommunen in den
kommenden fünf Jahren große und sehr
große Bedeutung beimessen. An zweiter
Stelle steht die Breitbandverkabelung mit
49 Prozent. Investitionen in Erwachsenen-
bildung oder kulturelle Einrichtungen
spielen dagegen eine untergeordnete
 Rolle.

Innerhalb des Blocks Klimawandel/
Umweltschutz sind es die Investitionsbe-
reiche energetische Gebäudesanierung (80
Prozent) sowie klimaverträgliche Energie-
erzeugung und -versorgung (45 Prozent),
denen mittelfristig ein hoher Stellenwert
zugeschrieben wird. Der Fokus liegt damit
auf einzelnen Investitionsbereichen. Inte-
grierten kommunalen Energie- und Klima-
konzepten, in denen Maßnahmen ganz-
heitlich geplant und umgesetzt werden,
messen dagegen nur 28 Prozent der Kom-
munen in den nächsten fünf Jahren beson-
dere Bedeutung zu.

Demographischer Wandel
In Bereichen aus dem Schwerpunktthema
demographischer Wandel, wie etwa dem
Ausbau der Gesundheitsinfrastruktur oder
der barrierearmen Umgestaltung öffentli-
cher Gebäude und des öffentlichen
Raums, sehen die Kommunen mittelfristig
keinen allzu hohen Investitionsbedarf. Da-
mit spielt der demographische Wandel im
Vergleich zu den beiden anderen zentralen
Zukunftsthemen die geringste Rolle. An-
gesichts der Prognose, dass im Jahr 2025
bereits jeder vierte Deutsche 65 Jahre und
älter sein wird, scheint das Bewusstsein

vieler Kommunen für diese Herausforde-
rung noch zu gering zu sein. In allen ge-
nannten Investitionsbereichen – mit Aus-
nahme der Breitbandverkabelung – ist das
Problembewusstsein in den größeren
Kommunen (über 50.000 Einwohner) ge-
messen an der Häufigkeit der Nennungen
stärker ausgeprägt als in kleinen Gemein-
den.

Investitionsrückstände
Den Bereich Kinderbetreuung/Schulen ha-
ben die Befragten mittelfristig als Investi-
tionsfeld von herausragender Bedeutung
eingestuft. Zugleich sehen die Kommunen
dort zurzeit den zweitgrößten Investitions-
rückstand. Zusammen mit der Straßen-
und Verkehrsinfrastruktur, wo die größten
Investitionen anstehen, macht dieser Be-
reich etwa 64 Prozent des gesamten Inves-
titionsrückstands aus. Defizite werden da-
bei vor allem in den größeren Kommunen

wahrgenommen. Diese beiden Bereiche
mit den höchsten Investitionsrückständen
stellen zugleich die kommunalen Investiti-
onsschwerpunkte der Jahre 2010 und 2011
dar. Auf sie entfallen mehr als 40 Prozent
des gesamten Investitionsvolumens der
Städte und Gemeinden.

Allerdings reichen die in diesen Berei-
chen (geplanten) Investitionen der Jahre
2010 und 2011 nicht einmal ansatzweise
aus, um den gesamten Investitionsstau ab-
zubauen. Hinzu kommt, dass die kommu-
nale Investitionstätigkeit gerade im Be-
reich Kinderbetreuung/Schulen nach dem
Auslaufen des Konjunkturprogramms En-
de des vergangenen Jahres voraussichtlich
wieder deutlich zurückgehen wird. Erst
auf Sicht von fünf Jahren wird nach Ein-
schätzung der befragten Kommunen ein
leichter Abbau des Investitionsrückstands
in den meisten Aufgabenfeldern erwartet.
Eine Ausnahme bildet der Bereich Ver-
kehrsinfrastruktur. Dort wird von einem
erheblichen Anwachsen des Investitions-
rückstands ausgegangen. Als positiv zu
werten ist, dass viele Kommunen trotz
schwieriger Finanzsituation mittelfristig
versuchen, in wichtigen Bereichen der Da-
seinsvorsorge die Infrastruktur zumindest
schrittweise zu verbessern.

Optionen eingeschränkt
Oberste Priorität hat für viele Städte und
Gemeinden zunächst die Schaffung finan-
zieller Handlungsspielräume, um notwen-
dige Investitionen in die zentralen Zu-
kunftsbereiche überhaupt tätigen zu kön-
nen. Die problematische Finanzlage der
Kommunen wird durch eine strukturelle
Unterfinanzierung verursacht. Daher sind
konjunkturell bedingte Verbesserungen,
wie wir sie gegenwärtig erleben, nicht aus-
reichend, um das Kernproblem zu lösen.
So erzielten die Kommunen (ohne Stadt-
staaten) im Durchschnitt der Jahre 1995
bis 2010 ein jährliches Defizit von etwa
1,6 Milliarden Euro. Um die Situation zu
verbessern, sind grundlegende Reformen
am kommunalen Einnahmen- und Ausga-
bensystem erforderlich. Man darf ge-
spannt sein, welche Lösungsansätze für
dieses Problem die Arbeit der vom Bun-
deskabinett eingesetzten Gemeindefinanz-
kommission ergeben wird. //

Dr. Norbert Irsch ist Chefvolkswirt der 

KfW Bankengruppe in Frankfurt am Main.

Research@kfw.de

Kaum Spielräume
Finanzlage schränkt kommunale Investitionen ein 

Von Dieter Dzewas

In Lüdenscheid haben Werbeaus-
hänge im öffentlichen Straßenraum
bisher einen großen Verwaltungs-
aufwand verursacht. Mit der Ver-
marktung ihrer Laternenmasten hat
sich die Stadt dieser Aufgabe nun
entledigen können. Die Lösung
trägt sogar finanzielle Früchte.

D
ie Genehmigung und die Kontrol-
le von Aushängen für Kultur- und
Veranstaltungswerbung in einer

Stadt machen Arbeit. Diese Prozesse kos-
ten mehr Geld, als sie einbringen. Jeder
Veranstalter muss eine Sondernutzungser-
laubnis beantragen, um mit Plakaten an
festgelegten Stellen in der Stadt werben zu
dürfen. Die damit erzielten Gebührenein-
nahmen decken bei weitem nicht die Kos-
ten des Verwaltungsaufwands. Der Antrag
muss entgegengenommen und bearbeitet
werden, die Zahlung wird überwacht und
kontrolliert, gegebenenfalls wird sie ange-
mahnt. Außerdem muss die korrekte Zahl
der Aushänge an den vereinbarten Stand-
orten überwacht werden. In einer Stadt wie
Lüdenscheid mit 76.500 Einwohnern wer-
den jährlich etwa 150 Anträge für Werbe-
aushänge gestellt. Das bedeutet für die
Verwaltung der Stadt Hunderte von Ar-
beitsstunden, um den Interessen von Ver-
anstaltern und Kulturträgern gerecht zu
werden. Ideen mussten her, um die Ver-
waltung zu entlasten und die Stadt sauber

zu halten. Als ein professioneller Vermark-
ter von Laternenmasten ein Gesamtkon-
zept vorstellte, das sich um die Abwick-
lung der Werbeaushänge kümmern und
noch dazu Geld in die Kasse spülen würde,
war die Stadt Lüdenscheid schnell über-
zeugt. Denn auch der Unterhalt und Be-
trieb der Straßenbeleuchtung kosten viel
Geld. Dass es noch weitere Vorteile gab,
war ein angenehmer Nebeneffekt.

Seit dem 1. Januar 2010 stellt die Stadt
der mediateam Stadtservice GmbH Later-
nenmasten an ausgewählten Stellen zur
Verfügung. Zurzeit sind es etwa 240 Mas-
ten, die mit Plakatrahmen bestückt und
von der Firma vermarktet werden.

Die Formel ist einfach: Nur was im Pla-
katrahmen hängt, ist genehmigt. Und der
Dienstleister kümmert sich laut vertragli-
cher Vereinbarung um die Entfernung von
Werbung rings um die Laternenmasten
und hält Rahmen wie Aushänge in Schuss.
So bleibt unsere Stadt tatsächlich ordent-
lich und sauber.

Hatte die Stadt zuerst die Sorge, mehr
Werbung in der Stadt zu haben als vorher,
so stellte sich bald heraus, dass im Gegen-
teil weniger Werbung anfällt, diese aber in
ordentlicher Form. Das Stadtbild hat da-
durch durchaus an Attraktivität gewonnen. 

Wirtschaftsförderung
Mit Hilfe der Laternenmastenwerbung hat
die Stadt auf die Nachfrage der ortsansäs-
sigen Gewerbetreibenden reagieren kön-
nen und ihnen eine Möglichkeit eröffnet,
auf ihre Geschäfte hinzuweisen. Diese
Form der Wirtschaftsförderung ist gut an-

genommen worden. Die sichtbarer gewor-
dene Präsenz der örtlichen Wirtschaft
macht auf Gäste und Bewohner gleicher-
maßen einen guten Eindruck. 

Früher gab es Litfaßsäulen für die Aus-
hänge der städtischen Kulturträger. Doch
diese sind nach und nach fast vollständig
aus dem Stadtbild verschwunden. Es war
einige Jahre schwierig, kulturelle Veran-
staltungen ausreichend zu bewerben. Mit
dem neuen Konzept stehen in der Stadt je-
derzeit 50 Plakatrahmenschilder an Later-
nenmasten zur mietfreien Nutzung für die
eigene Kulturwerbung zur Verfügung. Auf
diese Weise kann die Stadt die Kulturträ-
ger mit wenig Aufwand unterstützen und
hat eine adäquate Form, um die Bürger
über Veranstaltungen im Kulturhaus,
Stadtteilfeste, Kulturevents, Veranstal-
tungsreihen oder Tage der offenen Tür zu
informieren. Der Aushang von Kultur- und
Veranstaltungswerbung wird von den Bür-
gern als Stadtwerbung erkannt und positiv
wahrgenommen.

Für die Umsätze aus der Vermarktung
der Veranstaltungswerbung erhält die Stadt
eine Umsatzbeteiligung. Für langfristig
vermietete Schilder erhält die Stadt einen
festen Betrag. Mit den in 2010 erwirtschaf-
teten Erlösen sind die Energiekosten für et-
wa 300 Straßenlaternen gedeckt. Das sind
keine Reichtümer, stellt aber immerhin ei-
ne kleine finanzielle Entlastung dar. //

Dieter Dzewas ist Bürgermeister der Stadt

Lüdenscheid.

buergermeister@luedenscheid.de

Einnahmequelle Straßenlaterne
Stadt Lüdenscheid erwirtschaftet mit Werbung an Laternenmasten Erträge

www.derneuekaemmerer.de/dkt

Anmeldung und weitere Informationen unter:

DER ZUKUNFTSKONGRESS FÜR DIE KOMMUNALE VERWALTUNGSSPITZE

GESCHLOSSENE VERANSTALTUNG FÜR FINANZENTSCHEIDER DES ÖFFENTLICHEN SEKTORS

29. SEPTEMBER 2011, CURIO-HAUS, HAMBURG
VORABENDVERANSTALTUNG AM 28. SEPTEMBER 2011, CREMON, HAMBURG

7. Deutscher Kämmerertag

VERANSTALTER

MITVERANSTALTER

GASTGEBER

Staatsfinanzierung in Europa –
Kommunalfinanzierung in Deutschland

Entwicklungen auf den globalen Märkten – 
Auswirkungen auf die Kommunalfinanzen

Haushaltslöcher sorgen für immer mehr Schlaglöcher. Kommunen schieben Straßenbauinvestitionen auf.
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Dormagen
Uffelmann wird Kämmerer

Kai Uffelmann ist
vom Stadtrat der
Stadt Dormagen zum
Ersten Beigeordne-
ten und Kämmerer
gewählt worden. Der
38-jährige Jurist aus
Ochtrup im Münster-
land erhielt in gehei-

mer Wahl 25 von 42 Stimmen. Uffelmann
tritt die Nachfolge von Ulrich Cyprian an,
der Anfang des Jahres als Kämmerer nach
Krefeld wechselte.

Greven
Beckermann gewählt

Mit großer Mehrheit
hat der Rat der Stadt
Greven Wolfgang
Beckermann in sei-
ner Sitzung am 16.
März zum Ersten
Beigeordneten ge-
wählt. Der 51-jähri-
ge Diplom-Verwal-

tungswirt tritt die Nachfolge von Manfred
Ellermann an, der am 1. Mai in den Ruhe-
stand verabschiedet wurde. Beckermann
ist seit 2007 Kämmerer in Greven.

Donaueschingen
Zoller wird neuer Kämmerer

Georg Zoller ist vom Gemeinderat der
Stadt Donaueschingen zum neuen Stadt-
kämmerer der badischen Kommunen be-
stimmt worden. Der 32-Jährige folgt auf
Michael Schmitt, der im Dezember 2010

zum Bürgermeister der Schwarzwaldge-
meinde Brigachtal gewählt worden war.
Zoller war bisher Kämmerer der Gemein-
de Görwihl am Hochrhein. Zoller wird
sein neues Amt im Juni antreten. Bis dahin
leitet der stellvertretende Kämmerer Vol-
ker Kunz die Geschäfte der Stadt.

Lampertheim
Ruh leitet Bereich Finanzen

Gregor Ruh wird
neuer Leiter des
Fachbereichs Finan-
zen im hessischen
Lampertheim (Kreis
Bergstraße). Ruh
wird seinen Dienst
am 1. August antre-
ten und nach einer

sechsmonatigen Übergangszeit den bishe-
rigen Amtsinhaber Hans Meister ablösen,
der zum 31.12.2012 in den Ruhestand
geht. Der 45-jährige Ruh war bisher Käm-
mereiamtsleiter im benachbarten Bürstadt.

Hamm
Hegemann wird Stadtwerkechef

Jörg Hegemann, Stadtkämmerer im west-
fälischen Hamm, soll Geschäftsführer der
Stadtwerke Hamm werden. Der 52-Jährige
wird auf den scheidenden Stadtwerkechef

Walter Oppenheim
folgen, der in den
Ruhestand geht. Ab
August soll Hege-
mann zur Einarbei-
tung zunächst ge-
meinsam mit Oppen-
heim tätig sein, ehe
er dann im Februar

2012 Vorsitzender der Geschäftsführung
der städtischen Tochterfirma wird. Die
Stelle des Kämmerers wird ausgeschrie-
ben und soll bereits im Juli 2011 neu be-
setzt werden.

Havixbeck
Gottheil ist neuer Kämmerer 

Der Rat der Gemein-
de Havixbeck
(NRW) hat Chris-
toph Gottheil ein-
stimmig zum neuen
Kämmerer gewählt.
Gottheil konnte sich
bei der Wahl gegen
sechs Konkurrenten

durchsetzen. Insgesamt hatten sich 30 Per-
sonen um die Kämmererstelle in der west-
fälischen Kommune beworben. Der 39-
Jährige wird sein Amt Mitte Mai 2011 an-
treten.

Seite 16, Ausgabe 02, Mai 2011 Der Neue Kämmerer
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Bernkastel-Wittlich
Eibes gewinnt Landratswahl

Gregor Eibes (CDU) ist neuer Landrat des
Landkreises Bernkastel-Wittlich (Rhein-
land-Pfalz). Der 51-Jährige konnte sich
mit knapp 60 Prozent der Stimmen im ers-
ten Wahlgang gegen fünf Mitbewerber
durchsetzen. Eibes war davor Bürgermeis-
ter der Gemeinde Mosbach. Er folgt auf
Beate Wäsch-Leber (CDU), die aus dem
Amt ausgeschieden war, weil sie zum 1.
April 2011 Präsidentin des rheinland-pfäl-
zischen Sparkassenverbandes wurde.

Main-Taunus-Kreis
Cyriax wird neuer Landrat

Michael Cyriax
(CDU) ist neuer
Landrat des hessi-
schen Main-Taunus-
Kreises. Der 41-Jäh-
rige erhielt der bei
der Landratswahl be-
reits im ersten Wahl-
gang 61,2 Prozent

der Stimmen. Cyriax wird im Herbst den
noch amtierenden Landrat Berthold Goll
(CDU) ablösen.

Landräte

Darmstadt
Partsch gewinnt Stichwahl

Jochen Partsch
( B ü n d n i s 9 0 / D i e
Grünen) ist neuer
Oberbürgermeister
von Darmstadt. Der
48-Jährige konnte
sich bei der Stich-
wahl mit 69,1 Pro-
zent der Stimmen

klar gegen den bisherigen Amtsinhaber
Walter Hoffmann (SPD) durchsetzen.

Bad Kreuznach
Kaster-Meurer siegt

Dr. Heike Kaster-Meurer (SPD) ist neue
Oberbürgermeisterin in der rheinland-
pfälzischen Kurstadt Bad Kreuznach. Die

46-jährige Ärztin
konnte sich in der
Stichwahl gegen den
bisherigen Amtsin-
haber Andreas Lud-
wig (CDU) durchset-
zen.Kaster-Meuerer
erhielt 56,1 Prozent
der Stimmen.

Oberbürgermeister

Verbände

Kämmerer/Finanzdezernenten

Deutscher Städtetag
Ude folgt auf Roth

Der Münchner Oberbürgermeister Chris -
tian Ude ist zum neuen Präsidenten des
Deutschen Städtetages gewählt worden.
Am Schlusstag der 36. Hauptversamm-
lung in Stuttgart wählten die Delegierten
den SPD-Politiker zum dritten Mal für
zwei Jahre ins höchste Amt des größten
kommunalen Spitzenverbandes. Ude löst
die bisherige Präsidentin, die Oberbürger-
meisterin von Frankfurt am Main Petra
Roth (CDU) ab, die zur Vizepräsidentin
des Deutschen Städtetages gewählt wurde.
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Letzte Runde

Das Verwaltungsgericht
München hat Ende April
dem ehemaligen Bürger-
meister einer Gemeinde
aus dem Oberallgäu die
Ruhestandsbezüge ge-
kürzt und obendrein
auch noch den Jagd-
schein abgenommen. Das
Vergehen des Exbürger-
meisters: Weil seine Gemein-
de knapp bei Kasse war und
deshalb eine Gehaltssperre be-
stand, entlohnte er seine Mitar-
beiter im Rathaus mit Naturalien. Einer
Sachbearbeiterin, die nach längerer
Krankheit auf 39 Tage Urlaub verzichtete,
genehmigte der damalige Bürgermeister
Privatanschaffungen im Wert von 2.000
Euro. Eine andere Gemeindeangestellte
erhielt anstelle einer nicht umsetzbaren
Höhergruppierung eine Lieferung Brenn-
holz. Außerdem bekamen sämtliche Mit-
arbeiter als Ausgleich für gestrichenes
Weihnachtsgeld Waren im Wert von meh-
reren Hundert Euro.

2007 war der Bürgermeister dafür be-
reits vom Amtsgericht Kempten zu einer
Geldstrafe von 120 Tagessätzen à 80 Euro
verurteilt worden. Die Staatsanwalt hatte
dem Bürgermeister seinerzeit zwar zugu-
tegehalten, dass er nicht aus Eigennutz
gehandelt, sondern das Wohlergehen der
Gemeinde und seiner Mitarbeiter im
Blick gehabt habe, an der Einordnung der
Taten als Betrug und Unterschlagung hat-
te das damals aber nichts geändert. Mit
dem jetzigen disziplinarrechtlichen Urteil
setzte das Verwaltungsgericht München
noch eins oben drauf. Der 65-jährige Ex-
bürgermeister, der davor lange als Lehrer
im Schuldienst tätig war, muss auf ein

Zwanzigstel seiner Pensionsan-
sprüche verzichten. Dabei ist

der Mann genau genommen
ein Visionär. Naturalwirt-
schaft hat Zukunft.

In Zeiten erhöhter In-
flationsgefahr hat diese
Form der Entlohnung

durchaus ihren Charme.
Welcher Gemeindeangestellte

würde sich angesichts explo-
dierender Benzinpreise

schließlich nicht darüber freu-
en, wenn ein Teil seines Ge-

halts in Gestalt eines festen
Quantums Superbenzin – natürlich ohne
Biospritanteil – ausbezahlt würde? Früher
gab es das alles schon einmal. Naturalde-
putat nannte sich das und war bis ins 19.
Jahrhundert hinein ein fester Bestandteil
der Beamtenbesoldung. Natürlich bestand
das Naturaldeputat damals nicht aus einer
Tankfüllung Superbenzin, sondern aus ein
paar Scheffel Weizen oder ein paar Krü-
gen Wein.

In Zeiten des demographischen
Schwunds eröffnen sich hierzulande aller-
dings auch noch ganz andere Perspekti-
ven für die Naturalwirtschaft. Etwa die
Ablösung der Steuerbesoldung durch die
Zuweisung von Sachleistungen aus Bür-
gerhand an Amtsinhaber. Ähnliche Pro-
zesse kennt man aus der Übergangszeit
von der Spätantike ins Frühmittelalter. 

Nachdem mit dem Motto „Privat vor
Staat“ schon längst kein Geschäft mehr zu
machen ist, kann die Beraterbranche da-
mit endlich auf ein neues Modell umsat-
teln: „Refeudalisierung“ lautet die neue
Devise – bezahlt wird mit Hühnereiern. //

m.elbers@derneuekaemmerer.de

Naturalwirtschaft

Sascha Duis




